
1415 der Beilagen zu den stenographisdtenProtokollen des Nationalrates XI. GP. 

22. 10. 1969 

Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXX~X, I weili~en Bezüge von 23 Bedi~ns~eten der Kul;us-
mit dem das Bundesgesetz über finanzielle: gern emden zusammen, wobei eIn Durchschmtts­
Leistungen an die israelitische ReJigionsgeseJl- bezug zugrunde gelegt wird." 

schaft abgeändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960, 
BGBL Nr. 222, über finanzielle Leistungen an die 
israelitische Religionsgesellschaft, wird geändert 
wie folgt: 

1. § 3 Abs. 1 Satz 1 hat zu lauten: 

,,§ 3. (1) Die fortlaufende jährliche Zuwendung 
gemäß § 1 lit. b setzt sich aus einem festen 
Betrag von 1,206.000 S und dem Ersatz der je-

2. § 5 hat zu lauten: 

,,§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Unterricht im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
betraut." 

Artikel 11 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1970 
in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Unterricht im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
betraut. 

Erläuternde Bemerkungen 

Die finanziellen Rechtsverhältnisse zwischen 
der israelitischen Religionsgesellschaft und der 
Republik Osterreich sind im wesentlichen im 
Bundesgesetz vom 26. Oktober 1960, BGBI. 
Nr. 222, über finanzielle Leistungen an die 
israelitische Religionsgesellschaft geregelt. § 1 
lit. bund § 3 dieses Bundesgesetzes bestimmen die 
wiederkehrenden Leistungen der Republik Oster­
reich im Hinblick auf Artikel 26 des Staatsver­
trages BGBL Nr. 152/1955. In analoger Rege­
lung zu Artikel II Abs. 1 des Vertrages zwischen 
dem Heiligen Stuhl und der Republik Osterreicb 
Zur Regelung von vermögensrechtlichen Bezie­
hungen, BGBL Nr. 195/1960, sind die jährlichen 
staatlichen Leistungen in § 3 Abs. 1 des Bundes­
gesetzes über finanzielle Leistungen an die israe­
litische Religionsgesellschaft zweigeteilt: einer­
seits wird der Gegenwert der jeweiligen Bezüge 
von 23 Bediensteten der Kultusgemeinden unter 
Zugrundelegung eines Durchschnittsbezuges als 
staatliche Leistung des Bundes gezahlt, ohne daß 

hiedurdJ eine alte Kongruagesetzgebung wieder­
um aufleben sollte, anderseits ist die Zahlung 
eines jährlichen festen Betrages von 900.000 S 
vorgesehen. Hiedurdl wurde dem Gedanken 
Rechnung getragen, daß sowohl Leistungen für 
den rcligionsgesellsdlaftlidlen Personalaufwand 
als auch fiirden religionsgesellschaftlichenSach­
aufwand erbracht werden, wobei jedoch die Auf­
teilung des Gesamtbetrages innere Angelegenheit 
der israelitisdlen Religionsgesellschaft blieb. 

Im Hinblick auf diesen Sachaufwand wird der­
zeit ein jährlicher fester Betrag von 900.000 S 
geleistet. Dieser Sadl- und Bauaufwand ist seit 
dem Jahre 1960 aus ähnlidlen Gründen wie bei 
der katholischen und bei der Evangelischen Kirche 
erheblich gestiegen. Diese Bautätigkeit liegt im 
öffentlichen· Interesse, da der israelitisdlen Reli­
gionsgesellschaft öffentlich-rechtliche Stellung zu­
kommt. Die aus diesen Gründen vorgesehene Er­
höhung des jährlichen festen Betrages von 
900.000 S wurde daher so wie bei den drei in 
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Frage kommenden Kirchen mit .. rund emem wi~ksam werden. Eine Änderung von § 3 Abs. 2 
Drittel für gerechtfertigt und tragbar ange- ist nicht erforderlich, da sich diese Bestimmung 
sehen. nur auf die rückwirkend geleisteten, jährlichen 

Es werden gleichzeitig der am 29. September Zuwendungen für die Jahre 1958 bis 1960 bezog. 

1969 unterzeichnete Zusatzvertrag zwischen dem Artikel I Z. 2 ändert in § 5 die Vollzugsklausel, 
Heiligen Stuhl und der Republik Österreich zum da diese ständigen Leistungen des Bundes im 
Vertrag zwisdlen dem Heiligen Stuhl und der Laufe der Jahre den typisdlcn Charaktcr der an­
Republik Österreidl zur Regelung von ycr-. spruchsmäßigen Wiederherstellung verlorengegan­
mögensrechtlidlen Beziehungen (BGBl. Nr. 195/ gener Rechte und den einer Entschädigung ver-
1960) gemäß Artikel 50 Abs. 1 B.-VG. und zwei loren haben. Dies kommt schon dadurch zum 
weitere Entwürfe von Bundesgesetzen, mit denen Ausdruck, daß die erforderlichen Budgetmittel im 
die Bundesgesetze über äußere Rechtsverhältnisse jeweiligen Bundesfinanzgesetz seit dem Jahre 
der Evangelisdlen Kirche (BGBl. Nr. 182/1961) 1967 nidlt mehr in Kapitel 26 Staatsvertrag 
und über finanzielle Leistungen an die altkatho- (Bundesministerium für Finanzen), sondern in 
lische Kirche (BGBI. Nr, 221/1960) abgeändert Kapitel 14 Kultus (Bundesministerium für Unter­
werden sollen, dem Nationalrat vorgelegt. Diese richt) veranschlagt und somit für Kultuszwecke 
vier Instrumente sehen jeweils eine genau 340/oige geleistet werden. 

Erhöhung der vom Bund alljährlich geleisteten Artikel 11 setzt in Übereinstimmung mit der 
festen Beträge vor. . h k k Regelung für die drei Kirc en den Wir sam eits-

Artikel I Z. 1 dieses Gestzentwurfes ändert in beginn der Erhöhung des genannten festen Be­
§ 3 Abs. 1 den festen Betrag von 900.000 Sauf trages mit 1. Jänner 1970 fest. 
1,206.000 S ab dem Jahre 1970. Diese Erhöhung Hinsichtlich der Vollzugsklausel gelten diesel-
beträgt 34%

, also genau jenen Prozentsatz, der ben Erwägungen wie zu Artikel I Z. 2. 
aus dem Prinzip der Parität auch bei der katho-
lischen Kirche, bei der Evangelischen Kirche und Kostenberechnung. Dieses Bundesgesetz erfor­
bei der altkatholischen Kirche zur Anwendung den einen jährlichen Mehraufwand von 306.000 S 
kommt. Diese Erhöhung soll ab dem Jahre 1970 ab dem Jahre 1970. 

Anhang zu den Erläuternden Bemerkungen 

Gegenüberstellung 

Gelterider. Text: 

§ 3. (1) Die fortlaufende jährliche Zuwendung 
. gemäß § 1 lit. b setzt sidl aus einem festen Betrag 
von' 900.000 S und dem Ersatz der jeweiligen 
Bezüge von 23 Bediensteten der Kultusgemeinden 
zusammen, wobei ein Durchschnittsbezug zu-
grunde gelegt wird. -

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Finanzen im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium für Un­
terridlt betraut. 

Neuer Text: 

§ 3. (1) Die fortlaufende jährliche Zuwendung 
gemäß § 1 lit. b setzt sidl aus einem festen Betrag 
von 1;206.000 S und dem Ersatz der jeweiligen 
Bezüge von 23 Bediensteten der Kultusgemeinden 
zusammen, wobei ein Durchschnittsbezug zu­
grunde gelegt wird. 

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Unterricht im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
betraut. 
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